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Da sich das Bezirksgericht über diesen grundsätzlichen 
rechtlichen Ausgangspunkt keine Klarheit verschafft 
hat, ist es bei der Entscheidung über die Forderung der 
Kläger auf Zahlung eines Differenzbetrags für Uber­
stundenzuschläge zu einem unrichtigen Ergebnis ge­
langt. Die Bestimmung des § 27 GBA ist eine Entloh­
nungsregelung. Sie legt fest, welchen Lohn der Arbeiter 
bei vorübergehender Übertragung einer anderen Arbeit 
zu beanspruchen hat. Auch der Ausgleich bis zum Durch­
schnittsverdienst, der unter den Voraussetzungen des 
§ 27 Abs. 5 GBA gezahlt wird, ist als Gegenleistung des 
Betriebes für eine von dem Werktätigen erbrachte Ar­
beitsleistung ein Teil des Arbeitslohns. Das ergibt sich 
im übrigen auch aus der Parallele des § 27 Abs. 5 GBA 
zu den Regelungen in §§ 27 Abs. 3 und 4, 28 Abs.3 GBA, 
die insgesamt in ihrem wesentlichen Inhalt übereinstim­
men. Die Besonderheit der Entlohnungsregelung in § 27 
Abs. 5 GBA besteht lediglich darin, daß die Arbeitslei­
stung des Werktätigen unter den darin genannten Vor­
aussetzungen nicht exakt gemessen und damit auch nicht 
zur Grundlage der Lohnberechnung nach der Lohn­
gruppe des mit ihm vereinbarten Arbeitsbereichs ge­
macht werden kann. Deshalb wird den Werktätigen als 
Ausgleich bis zum Durchschnittsverdienst ein Lohnbe­
trag gezahlt, der durch seine Errechnung aus dem ge­
samten Arbeitsverdienst des vorangegangenen Kalen­
derjahres (gemäß § 57 Abs. 2 Satz 1 GBA in Verb, 
mit §§ 1, 2, 3 und 5 Lohnzahlungsverordnung sowie § 1 
der 1. DB hierzu vom 10. September 1962 — GBl. II S. 
633 — und der dazu gehörenden Anlage) unter weitge­
hender Annäherung an den quantitativ überwiegenden 
Teil aller hierdurch erfaßten Teile des gesamten Ar­
beitsverdienstes stark pauschalisiert ist. Dadurch haben 
zugleich die Teile des gesamten Arbeitsverdienstes, die 
in den Jahresdurchschnittsverdienst und damit in die 
aus ihm errechneten Ausgleichsbeträge eingegangen 
sind, nicht nur ihre konkrete Größe, sondern auch ihre 
konkrete Bedeutung verloren. Deshalb ist das Argument 
der Verklagten unzutreffend, im Durchschnittsverdienst 
seien bereits Zuschläge enthalten, die aus diesem 
Grunde nicht noch einmal gezahlt werden könnten.
Die Entlohnungsregelungen in § 27 GBA beziehen sich 
allein auf die vorübergehende Übertragung einer ande­
ren Arbeit. Sie lassen die Frage völlig unberührt, ob 
bzw. unter welchen Voraussetzungen Zuschläge für 
Sonntags-, Feiertags-, Nacht- und Überstundenarbeit zu 
zahlen sind, weil dieser Komplex im Gesetzbuch der Ar­
beit besonders geregelt ist. Hierfür sind die Bestim­
mungen der §§ 69 Abs. 3, 70 Abs. 2 und 73 Abs. 4 GBA 
maßgebend. Der Zuschlag ist jeweils vom Tariflohn des 
Werktätigen zu berechnen, der durch den im Arbeits­
vertrag vereinbarten Arbeitsbereich bestimmt wir'd. Das 
ist bei den Klägern der Grundlohn der Lohngruppen 5 
bzw. 6 der Tabelle III RKV. Die Auffassung der Ver­
klagten, für den Einsatz der Kläger beim Schneeräumen 
außerhalb der normalen Arbeitszeit sei Tariflohn der 
Stundensatz der Gehaltsgruppe G 2 op, weil insoweit 
das Schneeräumen die vereinbarte Arbeit sei, ist unzu­
treffend. Sie widerspricht den Bestimmungen der §§ 20 
Abs. 2 und 42 GBA, die — sofern die Verklagte sich da­
bei auf § 19 Abs. 2 Buchst, b RKV beruft — nicht durch 
die Bestimmungen eines Rahmenkollektivvertrags ge­
ändert werden können. Ihre Auffassung findet aber 
auch in den Bestimmungen des § 27 Abs. 3, 4, 5 GBA 
keine Begründung, da die vorübergehende Übertragung 
einer anderen Arbeit nur von dem vereinbarten Arbeits­
bereich her abgegrenzt werden kann, so daß alle Rege­
lungen in § 27 GBA notwendig auf den Arbeitsbereichen 
im Sinne der §§ 20 Abs. 2, 42 GBA beruhen. Das ergibt 
sich zudem eindeutig auch aus der für die Übertragung 
einer niedriger bewerteten anderen Arbeit grundlegen­
den Bestimmung des § 27 Abs. 3 GBA, worin ausdrück­
lich auf die Lohngruppe des mit dem Arbeiter verein­

barten Arbeitsbereichs in diesem Sinne Bezug genom­
men wird. § 27 Abs. 4 GBA hat offensichtlich denselben 
Ausgangspunkt. In § 27 Abs. 5 GBA tritt dieser Aus­
gangspunkt nur deshalb nicht in Erscheinung, weil die 
Arbeitsleistung des Werktätigen nicht exakt gemessen 
werden kann. Daher kommt es hier nicht auf die Lohn­
gruppe des im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeits­
bereichs an. Die Höhe des Ausgleichsbetrags ergibt sich 
vielmehr als Differenz zwischen dem bei der anderen 
Arbeit tatsächlich erarbeiteten Zeitlohn und dem Durch­
schnittsverdienst des Werktätigen.
Die Berechnung der Zuschläge für den Einsatz der Klä­
ger zum Schneeräumen außerhalb der normalen Arbeits­
zeit auf der Grundlage des Stundensatzes der Gehalts­
gruppe G 2 op mit 1,73 MDN verletzt somit das geltende 
Recht.
Die Zuschläge sind vielmehr auf der Grundlage von 1,90 
bzw. 2,05 MDN als Tariflohn der Kläger zu errechnen. 
Dennoch konnte der Senat über den Streitfall nicht ab­
schließend entscheiden, weil es ihm an Hand der aus 
den Akten zu entnehmenden Angaben nicht möglich 
war, die konkrete Höhe der Forderung der Kläger zu 
errechnen. Insoweit bedarf der Sachverhalt einer weite­
ren Aufklärung. Der Senat hatte deshalb gemäß § 9 Ab­
satz 2 AGO das mit dem Kassationsantrag angegriffene 
Urteil wegen Gesetzesverletzung aufzuheben und den 
Streitfall zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
an das Bezirksgericht zurückzuverweisen. Das Bezirks­
gericht hat nunmehr zu klären, welche Lohnbeträge 
einschließlich der Zuschläge den Klägern bei richtiger 
Rechtsanwendung beim Schneeräumen außerhalb der 
normalen Arbeitszeit zustehen, welche Lohnbeträge sie 
von der Verklagten dafür tatsächlich erhalten haben 
und welche Differenz zu ihren Gunsten hiernach ver­
bleibt. Dieser Differenzbetrag ist ihnen als Lohn zuzu­
sprechen.
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